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Wie wollen Sie langfristige und verlässliche Finanzierung und Beteiligung von 
Migrant*innen-Selbstorganisationen an politischen Entscheidungsprozessen stärken? 
 
Antwort: 
Wir schätzen das ehrenamtliche Engagement in unserer Stadt sehr. Es ist eine tragende 
Säule unserer Stadt. Ehrenamtliche können und sollen aber nicht gänzlich die Aufgaben von 
staatlichen Institutionen übernehmen. Unser Fokus liegt auf der Schaffung staatlicher 
Einrichtungen. Dort wollen wir Sprachkurse, Beratungsangebote und Unterstützungs-
leistungen bündeln und koordinieren, um Wege zu verkürzen und Verfahren zu 
beschleunigen.  
 
Unterstützen Sie die Einführung des Wahlrechts auf Landesebene für dauerhaft in 
Deutschland lebende Drittstaatsangehörige? Wenn ja, ab welcher Dauer? Bitte begründen 
Sie Ihre Position. 
 
Antwort: 
Wir unterstützen die Einführung des Wahlrechts für Drittstaatsangehörige auf Landesebene 
nicht. Für uns ist das Wahlrecht untrennbar mit der Staatsbürgerschaft verbunden. Eine 
erfolgreiche Integration und die Einbürgerung sind aus unserer Sicht die zwingende 
Voraussetzung, um das aktive und passive Wahlrecht auf Landesebene auszuüben. Anders 
verhält es sich beim Kommunalwahlrecht für EU-Bürger. 
 
Werden Sie sich für die Wiedereinrichtung spezialisierter Gewaltschutz-Fachstellen im LEA 
einsetzen, um Betroffenen geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt einen sicheren, 
diskriminierungsfreien Zugang zu aufenthaltsrechtlichen Schutz gemäß der Istanbul-
Konvention zu gewährleisten? 
 
Antwort: 
Wir stellen uns entschieden gegen jede Form von Gewalt und Diskriminierung. Gleichzeitig ist 
es unser Ziel, die Verwaltung effizienter zu gestalten und Doppelstrukturen abzubauen. Der 
Schutz vor Gewalt muss durch gut geschultes Personal in den bestehenden Strukturen des 
Landesamtes für Einwanderung (LEA) sichergestellt werden, ohne dass dafür zwingend neue, 
isolierte Sonderstrukturen geschaffen werden müssen. 
 
Mit welchen konkreten Maßnahmen werden Sie Diskriminierungsschutz als verbindlichen 
Bestandteil des Kinderschutzes verankern? Werden Sie Diskriminierung als mögliche 
Kindeswohlgefährdung anerkennen und verbindliche Präventions-, Interventions- und 
Beschwerdeverfahren einführen? 
 
Antwort: 
Wie bereits erwähnt, stellen wir uns gegen jede Form von Diskriminierung, und auch der 
Kinderschutz ist für uns sehr wichtig. Wir sind jedoch der Auffassung, dass die bestehenden 
gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Feststellung einer Kindeswohlgefährdung bereits 
stark und umfassend sind. Anstatt neue bürokratische Beschwerdeverfahren einzuführen, 
setzen wir auf die Stärkung der bestehenden Jugendämter und Bildungseinrichtungen sowie 
auf die Sensibilisierung des dortigen Fachpersonals. 
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Wie wollen Sie Diskriminierungsschutz und institutionellen Kinderschutz dauerhaft in der 
Qualifizierung pädagogischer Fach-, Leitungs- und Lehrkräfte verankern und Forschung, 
Monitoring sowie Datenerhebung zu Diskriminierung als Kindeswohlrisiko stärken? 
 
Antwort: 
Eine hochwertige Qualifizierung unseres pädagogischen Personals ist uns sehr wichtig. Im 
Fokus unserer Bildungspolitik steht die Vermittlung von Werten wie Eigenverantwortung, 
Gleichberechtigung und Toleranz. Wir vertrauen auf die hohe fachliche Kompetenz unserer 
Lehrkräfte und Erzieherinnen und Erzieher. Den stetigen Ausbau von speziellen Monitoring- 
und Forschungsstrukturen für einzelne Teilbereiche sehen wir kritisch, da wir die 
Ressourcen lieber direkt in die praktische Arbeit vor Ort investieren möchten. 
 
Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um Barrieren beim Zugang geflüchteter 
Menschen zu Bildung, Gesundheit, Wohnraum und Arbeit abzubauen und ihre 
gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe in Berlin zu fördern? 
 
Antwort: 
Wie bei Frage 1 angesprochen, planen wir spezielle Einrichtung, um Sprachkurse, Beratung 
und Unterstützung zu bündeln. Zudem wollen wir nach dem Vorbild Kanadas ein Mentoring-
Programm einführen, bei dem ehrenamtliche Berlinerinnen und Berliner Zugewanderte im 
Alltag begleiten. Für die Zeit eines ungeklärten Aufenthaltsstatus setzen wir auf eine 
geordnete und zentrale Unterbringung in leistungsfähigen Großunterkünften, die auch 
Angebote wie Beschulung und Betreuung umfassen.  
 
Welche Maßnahmen planen Sie, um Mehrsprachigkeit als Ressource zu verankern, § 15 
SchulG umzusetzen, Erstsprachenunterricht und bilinguale Angebote auszubauen sowie 
Sprachverbote und sprachbezogene Diskriminierung wirksam zu verhindern? 
 
Antwort: 
Wir fördern gezielt den Spracherwerb im Alltag, da die Beherrschung der deutschen Sprache 
der zentrale Schlüssel für eine erfolgreiche gesellschaftliche Teilhabe und Integration ist. 
Auch wenn wir Mehrsprachigkeit respektieren, liegt unser politischer und finanzieller Fokus 
klar auf der Stärkung der Deutschkenntnisse, um allen Kindern in Berlin die gleichen 
Bildungschancen zu ermöglichen. 
 
Werden Sie die Ziele der UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft verbindlich im 
Berliner Koalitionsvertrag und in Ressortstrategien verankern? Falls ja: Welche 
Maßnahmen planen Sie, wie sichern Sie die Finanzierung und die Beteiligung 
afrodiasporischer Organisationen? 
 
Antwort: 
Den fortlaufenden Aufbau weiterer öffentlich finanzierter Sonderstrukturen oder 
spezifischer Strategien für einzelne Gruppen lehnen wir ab. Unser Ansatz ist es, den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt für alle Berlinerinnen und Berliner gleichermaßen zu 
stärken, ohne partikulare Strukturen zu fördern. 
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Unterstützt Ihre Partei die Einrichtung bzw. Verstetigung unabhängiger Beauftragter für 
anti-Schwarzen Rassismus in Berlin? Falls ja: Welche Kompetenzen und Ressourcen sollen 
sie erhalten und wie soll ihre Unabhängigkeit gesichert werden? 
 
Antwort: 
Wir wollen die Arbeit des Petitionsausschusses stärken und bestehende Doppelstrukturen 
mit der Landesantidiskriminierungsstelle sowie dem Bürger- und Polizeibeauftragten 
abbauen.  
 
Welche Maßnahmen planen Sie, um die Rechte und den Schutz von trans-, inter- und 
nichtbinären Menschen, insbesondere von Geflüchteten und Migrant*innen, zu stärken? 
 
Antwort: 
Für Geflüchtete setzen wir auf eine geordnete und zentrale Unterbringung in leistungs-
fähigen Großunterkünften. Wir sind davon überzeugt, dass durch professionelles 
Management und konsequente Sicherheitskonzepte in diesen zentralen Einrichtungen der 
Schutz und die Sicherheit aller Bewohnerinnen und Bewohner gewährleistet werden können, 
ohne dass dafür separate Sonderstrukturen geschaffen werden müssen. 
 


